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EDITORIAL

Mit dem Inkrafttreten der europäischen KI-Ver-
ordnung begann eine neue Phase der Regulie-
rung für den Einsatz künstlicher Intelligenz (KI). 
Artikel 4 der Verordnung verpflichtet Anbieter 
und Betreiber von KI-Systemen, ein angemes-
senes Maß an Kompetenz im Umgang mit 
diesen Technologien sicherzustellen.
Das Hinweispapier der Bundesnetzagentur 
(siehe dazu unten folgenden Beitrag) zur Aus-
legung dieser Anforderung kommt zur rechten 
Zeit. Es bietet keine rigide Checkliste, wohl 
aber eine strukturierte Orientierungshilfe für 
alle, die KI-Systeme verantwortungsvoll einset-
zen oder betreiben wollen. Besonders hervor-
zuheben ist der pragmatische Ansatz: Die Bun-
desnetzagentur verzichtet bewusst auf formale 
Nachweispflichten oder Zertifizierungsmodelle 
und betont stattdessen das Prinzip der Eigen-
verantwortung. Organisationen sollen selbst 
einschätzen und dokumentieren, welches Wis-
sen erforderlich ist und wie es in der jeweiligen 
Rolle erlangt und gepflegt wird.
Dabei werden vier zentrale Handlungsschrit-
te empfohlen: Kompetenzbedarf ermitteln, 

Maßnahmen ergreifen, Wissen regelmäßig 
aktualisieren und den Prozess transparent do-
kumentieren. Dieser Rahmen schafft Klarheit, 
ohne die notwendige Flexibilität zu beschnei-
den – gerade im Hinblick auf unterschiedliche 
technische Komplexitäten und branchenspezi-
fische Anforderungen.
Das Hinweispapier verdeutlicht zudem, dass 
KI-Kompetenz mehr ist als technisches Know-
how. Sie umfasst rechtliche, ethische und 
gesellschaftliche Aspekte ebenso wie die Fä-
higkeit, Risiken realistisch einzuschätzen und 
Entscheidungen verantwortungsvoll zu tref-
fen. Hier wird deutlich: Die Verpflichtung zur 
Kompetenz ist kein bloßer Formalismus – sie 
ist ein zentrales Element vertrauenswürdiger 
KI-Nutzung.
Es liegt nun an den Organisationen, diese 
Spielräume verantwortungsvoll zu nutzen und 
KI-Kompetenz zu einem festen Bestandteil 
ihrer digitalen Strategien zu machen.

Sagen Sie uns Ihre Meinung 
kundenservice@datakontext.com

Levent Ferik

mailto:kundenservice%40datakontext.com?subject=


3 	  NEWSBOX DATENSCHUTZ	 AUSGABE 8/2025

Relevante rechtliche Aspekte:
•	 Unzulässige Verarbeitung personenbezogener Daten: Die Weiter-

leitung sensibler Informationen an private Accounts ohne Rechts-
grundlage verstößt gegen Art. 6 Abs. 1 Datenschutz-Grundverordnung 
(DS-GVO) und § 79a Abs. 1 BetrVG.

•	 Missachtung klarer datenschutzrechtlicher Vorschriften: Der Vor-
sitzende unterlag bereits nach Abmahnung einer konkreten Pflicht-
verletzung, die er wissentlich fortsetzte.

•	 Fehlende Notwendigkeit externen Zugriffs: Technisch wäre die Be-
arbeitung ausschließlich mit dienstlichen Geräten möglich gewesen. 
Ein Umweg auf private Systeme war nicht gerechtfertigt.

Der Fall zeigt eindrücklich: Auch Betriebsratsmitglieder unterliegen den 
strengen Vorgaben der DS-GVO und des Bundesdatenschutzgesetzes 
(BDSG). Sensible Daten dürfen nicht fahrlässig an private Systeme über-
mittelt werden, ungeachtet von vermeintlichen technischen Verbesse-
rungen. Arbeitgeber sind angehalten, verlässliche technische Ausstat-
tung zur Verfügung zu stellen und klare Richtlinien für Datenschutz im 
Betriebsrat zu etablieren.

Handlungsempfehlungen für Unternehmen und 
Betriebsräte
•	 Technische Ausstattung bereitstellen: Arbeitgeber sollten dienst-

liche Arbeitsplätze so ausstatten, dass Heimarbeitsplätze nicht not-
wendig werden.

•	 Sensibilisierung und Schulung: Regelmäßige Datenschutzfortbildun-
gen sind unerlässlich. Das gilt auch (und gerade) für Betriebsratsmit-
glieder.

•	 Klare interne Regeln implementieren: Datenschutzvereinbarungen 
sollten den Umgang mit EMails und Datenverarbeitungswegen ein-
deutig regeln.

•	 Verhalten sanktionieren und dokumentieren: Bereits abgemahntes 
Fehlverhalten muss überwacht und bei Wiederholung konsequent 
geahndet werden.

Weiterleitung dienstlicher 
E-Mails an private Mailaccounts 
– rechtliche Konsequenzen

Im Fokus stand ein Betriebsratsvorsitzender einer Klinik mit rund 
390 Beschäftigten, der wiederholt dienstliche E-Mails inklusive sen-

sibler Personaldaten an seine private E-Mail-Adresse weiterleitete. Nach 
mehreren Abmahnungen richtete er automatisierte Umleitungen ein 
und übermittelte unter anderem eine vollständige Excel-Tabelle mit 
vertraulichen Informationen wie Name, Tarifgruppe, Grundgehalt und 
Eingruppierung. Begründet wurde das Vorgehen mit mangelnder tech-
nischer Ausstattung am Arbeitsplatz (größerer Monitor daheim!).
Das Hessische Landesarbeitsgericht (Az. 16 TaBV 109/24)  bestätigte 
den Ausschluss des Betriebsratsvorsitzenden aus dem Gremium, weil 
sein Verhalten eine grobe Pflichtverletzung im Sinne von § 23 Betriebs-
verfassungsgesetz (BetrVG) darstellt.
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https://www.rv.hessenrecht.hessen.de/bshe/document/LARE250000513
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Wer ist betroffen?
Die Kompetenzanforderung gilt für alle Akteure, die KI-Systeme entwi-
ckeln, vertreiben oder betreiben – unabhängig von Größe oder Branche. 
Auch Organisationen, die KI-Systeme Dritter einsetzen (z. B. Software-
as-a-Service oder ausgelagerte Systeme), sind erfasst. Maßgeblich ist der 
jeweilige Nutzungskontext – insbesondere Art, Risiko und Einsatzbereich 
des KI-Systems sowie die Verantwortung der involvierten Personen.

Ziel und Reichweite der Anforderung
Die Regelung soll sicherstellen, dass alle Beteiligten über ausreichende 
Kenntnisse verfügen, um KI-Systeme sachkundig und verantwortungsbe-
wusst zu nutzen. Dazu gehören insbesondere technische, rechtliche und 
ethische Aspekte. Die Verordnung fordert keine formale Zertifizierung, jedoch 
wird eine strukturierte, dokumentierte Kompetenzentwicklung empfohlen.

Umsetzung in vier Schritten
Die Bundesnetzagentur empfiehlt einen pragmatischen, risikobasierten 
Ansatz:
•	 Bedarfsanalyse: Ermittlung, welche Personen mit welchen Systemen 

arbeiten und welche Kompetenzen erforderlich sind.
•	 Maßnahmenplanung: Auswahl geeigneter Formate wie Schulungen, 

Webinare oder Selbstlernangebote – intern oder extern.
•	 Weiterentwicklung: Kompetenzen sind regelmäßig zu aktualisieren 

– auch angesichts technischer und regulatorischer Entwicklungen.
•	 Dokumentation: Inhalte, Umfang und Teilnehmende der Maßnahmen 

sollten nachvollziehbar erfasst werden.

Unterstützung und Angebote
Zur Unterstützung verweist die Bundesnetzagentur auf bestehende Initi-
ativen wie die Mittelstand-Digital Zentren, Digital Innovation Hubs sowie 
eigene Webinare im Rahmen des KI-Pakts. Diese richten sich insbesondere 
an kleinere Unternehmen und Organisationen ohne eigene KI-Abteilungen.

KI-Kompetenz nach Lesart 
der Bundesnetzagentur

M it dem Inkrafttreten der KI-Verordnung der EU (EU 2024/1689) sind 
Anbieter und Betreiber von KI-Systemen verpflichtet, ein „ausrei-

chendes Maß an KI-Kompetenz“ sicherzustellen (Art. 4 Abs. 1). Die Bun-
desnetzagentur (BNetzA) hat hierzu ein Hinweispapier veröffentlicht , 
das erläutert, wie diese Anforderung praktisch und verhältnismäßig 
umgesetzt werden kann – ohne bürokratische Hürden, aber mit klarem 
Fokus auf Risikominimierung und Grundrechtsschutz.
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https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Fachthemen/Digitales/KI/_functions/Hinweispapier.pdf
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Grundsätzlich bleibt der Einsatz von KI eine unternehmerische Ent-
scheidung, die nicht per se mitbestimmungspflichtig ist. Dennoch 

können bestimmte Ausgestaltungen der Systeme Beteiligungsrechte 
nach dem Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) auslösen. Entscheidend 
ist insbesondere, ob die eingesetzten technischen Einrichtungen zur 
Verhaltens- oder Leistungskontrolle geeignet sind – unabhängig davon, 
ob eine solche Kontrolle beabsichtigt ist.
Ein zentrales Mitbestimmungsrecht ergibt sich aus § 87 Abs. 1 Nr. 6 
BetrVG. Es greift, wenn technische Systeme objektiv geeignet sind, das 
Verhalten oder die Leistung von Beschäftigten zu überwachen. Dies ist 
etwa der Fall bei KI-Tools zur Zeiterfassung, bei Monitoring-Software 
im Homeoffice oder bei Systemen, die Standortdaten verarbeiten. Auch 
browserbasierte Anwendungen, über die Aktivitätsdaten nachvollzo-
gen werden können, können darunterfallen, insbesondere dann, wenn 
dienstliche Accounts genutzt werden oder Zugriffsmöglichkeiten durch 
den Arbeitgeber bestehen.
Demgegenüber ist die Verwendung von KI zur Erfüllung arbeitsvertrag-
licher Pflichten, etwa durch automatisierte Arbeitsanweisungen, nicht 
mitbestimmungspflichtig, da diese Maßnahmen das Arbeits- und nicht 
das Ordnungsverhalten betreffen (§ 87 Abs. 1 Nr. 1 BetrVG). Anders sieht 
es aus, wenn KI-Systeme zur Erstellung oder Anwendung von Auswahl-
richtlinien im Rahmen von Bewerbungsverfahren eingesetzt werden. 
In diesem Fall greift § 95 BetrVG, welcher ein Mitbestimmungsrecht bei 
personellen Auswahlrichtlinien vorsieht.
Zudem weist das Papier darauf hin, dass bereits bestehende Betriebs- 
oder Konzernvereinbarungen zur Nutzung von IT-Systemen oder Inter-
netdiensten einbezogen werden sollten. Diese können das Mitbestim-
mungsrecht bereits abdecken oder müssen entsprechend angepasst 
werden, wenn neue Überwachungsrisiken durch KI entstehen.
Die GDD macht deutlich: Datenschutzrechtlich wie arbeitsrechtlich er-
fordert der Einsatz von KI in der Arbeitswelt eine differenzierte Betrach-
tung und häufig auch die Einbindung des Betriebsrats, sobald Kontroll- 
oder Überwachungsfunktionen berührt sind.

Mitbestimmungspflichten des 
Betriebsrats beim Einsatz von KI
Die Gesellschaft für Datenschutz und Datensicher-
heit e. V. (GDD) hat ein Kurzpapier  veröffentlicht, 
das die mitbestimmungsrechtlichen Implikationen 
beim Einsatz von künstlicher Intelligenz (KI) im Un-
ternehmen beleuchtet. Im Zentrum steht dabei die 
Frage, inwieweit der Betriebsrat beim Einsatz KI-ge-
stützter Systeme beteiligt werden muss – insbeson-
dere dann, wenn personenbezogene Daten von 
Beschäftigten betroffen sind.
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https://www.gdd.de/wp-content/uploads/2025/06/GDD-Kurzpapier-1-Mitbestimmungrecht-des-Betriebsrats-beim-Einsatz-von-KI-1.pdf


Ausbildung zum/zur Datenschutz koordinator/in
Grundlagenwissen mit Zertifizierungsmöglichkeit

30.09.–01.10.2025 I Köln 
18.11.–19.11.2025 | Online
Referent: Thomas Mühtlein

Grundlagen
✓ Rollen und Aufgaben in der Datenschutz-Organisation 
✓ Stellung und Aufgabe als Datenschutzkoordinator/in 

Wichtige Datenschutz-Prozesse
✓ Bearbeitung von Betroffenenrechten 
✓ Reaktionen bei Datenpannen 
✓ Zusammenarbeit mit Dienstleistern

Schwerpunkte:

Jetzt anmelden: www.datakontext.com
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sich Ihren 
fachlichen 
Vorsprung!

Gesellschaft für Datenschutz 
und Datensicherheit e.V.

https://www.datakontext.com/datenschutz/ausbildung-zum/zur-datenschutzkoordinator/in/online-2025-09-30/sw11269.1
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Transparenz und technische Anforderungen
Die Praxis bleibt für die Datenverarbeitung verantwortlich und hat 
sicherzustellen, dass nur solche personenbezogenen Daten verarbeitet 
werden, die für die Terminvergabe erforderlich sind. Je nach Ausgestal-
tung und Umfang kann eine Rechtsgrundlage nach Art. 6 Abs. 1 lit. b 
oder c DS-GVO ausreichend sein. Nur wenn besondere Kategorien per-
sonenbezogener Daten im Sinne von Art. 9 DS-GVO verarbeitet werden 
und keine gesetzliche Grundlage greift, ist eine ausdrückliche Einwilli-
gung erforderlich. In jedem Fall müssen Patient:innen klar darüber in-
formiert werden, welche Daten zu welchem Zweck verarbeitet werden, 
wer der beauftragte Dienstleister ist und welche Rechte ihnen zustehen. 
Die Informationspflichten müssen dabei so ausgestaltet sein, dass sie 
auch tatsächlich zur Kenntnis genommen werden können – etwa über 
die Praxiswebseite oder beim Buchungsvorgang.

Empfehlungen für datenschutzkonforme Umsetzung
Technisch-organisatorische Maßnahmen aufseiten des Dienstleisters 
müssen dem Schutzbedarf der Daten angemessen sein. Dazu zählen 
unter anderem Zugriffsbeschränkungen, Transport- und Speicherver-
schlüsselung, Löschkonzepte sowie Maßnahmen zur Datenminimie-
rung. Die Notwendigkeit einer Datenschutz-Folgenabschätzung besteht 
laut DSK in der Regel nicht, kann aber bei hohem Risiko – etwa bei der 
Verarbeitung sensibler Daten in großem Umfang – im Einzelfall beste-
hen. Die Aufsichtsbehörden empfehlen Praxisverantwortlichen, einge-
setzte Dienstleister regelmäßig auf ihre Datenschutz-Compliance zu 
prüfen und alle Prozesse sowie Informationspflichten transparent zu 
dokumentieren. Die Verantwortung für die Einhaltung der Datenschutz-
vorgaben verbleibt auch bei externer Unterstützung stets bei der ver-
antwortlichen Praxis.

Datenschutzkonformes 
Terminmanagement durch 
externe Dienstleister

Die Datenschutzkonferenz (DSK) hat in einem aktuellen Positionspapier 
 klargestellt, unter welchen Voraussetzungen medizinische Praxen 

datenschutzkonform externe Dienstleister zur Terminvergabe einsetzen 
dürfen. Solche Anbieter verarbeiten im Regelfall personenbezogene Daten 
– teilweise auch Gesundheitsdaten – im Auftrag der Praxis. Dies ist laut 
DSK grundsätzlich zulässig, sofern die Beauftragung auf Grundlage eines 
wirksamen Vertrags zur Auftragsverarbeitung nach Art. 28 DS-GVO erfolgt. 
Eine Einwilligung der Patient:innen ist dann nicht erforderlich; stattdessen 
muss die Praxis umfassend gemäß Art. 13 DS-GVO informieren. Zudem ist 
sicherzustellen, dass auch eine nicht digitale Terminvereinbarung – etwa 
telefonisch oder persönlich – als gleichwertige Alternative angeboten 
wird. Dieses Erfordernis folgt aus dem Prinzip der menschenzentrierten 
Digitalisierung, das eine diskriminierungsfreie Zugänglichkeit auch für 
digital weniger affine Personen gewährleisten soll.
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https://datenschutzkonferenz-online.de/media/dskb/DSK-Beschluss_Positionspapier_Terminverwaltungsunternehmen.pdf
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Zentral ist dabei die Analyse von Risiken für Betroffenenrechte, ins-
besondere bei Large Language Models (LLMs) wie ChatGPT. Diese 

KI-Anwendungen unterliegen der DS-GVO, da selbst pseudonymisierte 
Eingaben häufig als personenbezogen gelten. Vor dem Einsatz müssen 
Einsatzzwecke klar definiert, datenschutzrechtliche Prüfungen durch-
geführt und geeignete Rechtsgrundlagen hergeleitet werden, beispiels-
weise für automatisierte Entscheidungen nach Art. 22 DS-GVO.
In der Implementierungsphase empfiehlt die DSK klare Verantwortlich-
keiten, interne Leitlinien, Datenschutz-Folgenabschätzungen (DSFA) 
nach Art. 35 DS-GVO sowie Datenschutz durch Technikgestaltung (Pri-
vacy by Design) und datenschutzfreundliche Voreinstellungen (Privacy 
by Default). Die Sensibilisierung von Beschäftigten und die transparente 
Dokumentation der Datenverarbeitung sind verbindlich vorgesehen.
Während der Nutzung sind besondere Vorsichtsmaßnahmen bei der 
Eingabe personenbezogener Daten geboten – insbesondere solche be-
sonderer Kategorien. Zudem müssen Ausgaben auf Richtigkeit geprüft 
und auf mögliche Diskriminierung kontrolliert werden. Die DSK betont, 
dass unrichtige Ergebnisse zu unzulässigen Datenverarbeitungen führen 
können und regulatorisch unmittelbar korrigierbar sein müssen, zum 
Beispiel durch Feintuning.
Die Orientierungshilfe wurde von der DSK-Taskforce KI und dem 2024 
gegründeten Arbeitskreis KI erarbeitet, der technische und rechtliche 
Expertise bündelt. Die Behörden zeigen sich bereit, in ihrer Funktion als 
Aufsichts- und Marktüberwachungsinstanzen gemäß der KI-Verordnung 
der EU aktiv zu werden.
Die Veröffentlichung adressiert damit nicht nur unmittelbare Anfor-
derungen der KI-Verordnung und der DS-GVO, sondern legt auch den 
Grundstein für eine datenmanagementbasierte Governance unter Be-
teiligung der Datenschutzbeauftragten und Betriebsräte. Die Orien-
tierungshilfe versteht sich als lebendes Dokument, das künftig fortge-
schrieben und an technologische Entwicklungen angepasst wird.

DSK veröffentlicht Orientie-
rungshilfe für datenschutz-
konformen KI-Einsatz
Die Datenschutzkonferenz (DSK) hat im Mai 2025 
die erste innerhalb der DSK abgestimmte Orien-
tierungshilfe zum Einsatz künstlicher Intelligenz 
im Einklang mit der DS-GVO  vorgestellt. Sie dient 
Verantwortlichen in Behörden und Unternehmen 
als Checkliste entlang der drei Phasen: Konzeption 
und Auswahl, Implementierung sowie Nutzung von 
KI-Systemen.
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https://www.datenschutzkonferenz-online.de/media/oh/DSK-OH_KI-Systeme.pdf
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D ie Publikation versteht sich als praxisnahe Handreichung für Ver-
antwortliche aus Wirtschaft und Verwaltung. Sie richtet sich ins-

besondere an Unternehmen, IT-Dienstleister sowie Datenschutz- und 
Sicherheitsverantwortliche, die ihre Maßnahmen an den gesetzlichen 
Anforderungen ausrichten müssen – allen voran Art. 32 DS-GVO sowie 
die Vorgaben aus dem IT-Sicherheitsgesetz. Beide Regelwerke verlan-
gen die Umsetzung „angemessener technischer und organisatorischer 
Maßnahmen (TOMs)“, wobei explizit der Stand der Technik zu be-
rücksichtigen ist. Die Handreichung hilft dabei, diesen unbestimmten 
Rechtsbegriff mit konkreten Inhalten zu füllen.
Die aktuelle Version baut auf zehn Jahren Erfahrung im TeleTrusT-Ar-
beitskreis „Stand der Technik“ auf. Sie wurde vollständig überarbeitet, 
methodisch weiterentwickelt und mit aktuellen technischen Standards 
sowie branchenspezifischen Anwendungsbeispielen ergänzt. Erstmalig 
wurde der Text mit einer ISBN versehen, um seine Funktion als aner-
kannte Fachpublikation auch bibliografisch zu stärken. In der Praxis kann 
die Handreichung unter anderem zur Auswahl und Dokumentation von 
Sicherheitsmaßnahmen, zur Vorbereitung auf Audits oder als Referenz 
in Ausschreibungen und Verträgen genutzt werden. Sie stellt jedoch 
ausdrücklich keine rechtliche Beratung dar.
Für Datenschutzbeauftragte bietet die Veröffentlichung eine wertvolle 
Orientierung bei der systematischen Beurteilung und Dokumentation 
von TOMs. Sie erleichtert die Einordnung bestehender Maßnahmen im 
Lichte der DS-GVO und liefert belastbare Argumentationshilfen gegen-
über Aufsichtsbehörden. Auch die internationale Anschlussfähigkeit 
wurde durch die Bereitstellung einer englischen Fassung verbessert.
Die aktualisierte Handreichung steht ab sofort auf der Website von Tele-
TrusT als PDF zum Download  bereit.

TeleTrusT aktualisiert „Stand 
der Technik in der ITSicherheit“
Der Bundesverband IT-Sicherheit e. V. (TeleTrusT) 
hat am 17. Juni 2025 eine vollständig aktualisier-
te Fassung seiner bewährten Orientierungshilfe 
„Stand der Technik in der IT-Sicherheit“ veröffent-
licht. Die überarbeitete Ausgabe reflektiert aktuelle 
Entwicklungen in der Bedrohungslage, neue regu-
latorische Anforderungen sowie praktische Heraus-
forderungen bei der Umsetzung technischer und 
organisatorischer Maßnahmen.
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https://www.teletrust.de/publikationen/broschueren/stand-der-technik/?tx_reintdownloadmanager_reintdlm%5Bdownloaduid%5D=13804&cHash=b464bf1afb41ad14bc0db84eb5788f6b
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•	 Wahrung richterlicher Entscheidungsgewalt: Die endgültige Ent-
scheidungsfindung bleibt eine von Menschen gesteuerte Tätigkeit. 
Richterinnen und Richter, Staatsanwältinnen und Staatsanwälte sowie 
Rechtspflegerinnen und Rechtspfleger behalten ihre Entscheidungs-
kompetenzen und sind bei ihren Entscheidungen unabhängig und nur 
dem Gesetz unterworfen.

•	 Umsetzung der EU-KI-Verordnung (KI-VO): Die Justiz sieht die KI-VO 
als Chance für den menschenzentrierten und vertrauenswürdigen 
Einsatz von KI-Systemen. Es wird eine Bund-Länder-übergreifende 
Auslegungspraxis angestrebt, um eine einheitliche und effektive An-
wendung der Verordnung in der Justiz zu gewährleisten.

•	 Aufbau einer KI-Plattform: Zur Integration von KI-Systemen in die 
Betriebsumgebungen und Geschäftsprozesse der Justiz wird eine 
gemeinsame KI-Plattform entwickelt. Diese soll den Justizangehöri-
gen einen zentralen Zugang zu den KI-Systemen ermöglichen und die 
Verwaltung sowie Weiterentwicklung der Systeme erleichtern.

•	 Förderung von Innovationen: Die Justiz möchte sich als potenzieller 
Einsatzbereich für Innovationen im KI-Technologiesektor positionie-
ren. Dazu werden ein gemeinsames KI-Ökosystem errichtet, Anreize 
für Start-ups sowie kleine und mittlere Unternehmen (KMU) geschaf-
fen und spezielle Sandbox- oder Laborumgebungen für KI-Systeme in 
der Justiz eingerichtet.

•	 Stärkung von KI-Kompetenzen: Der fortlaufende Diskurs zwischen 
Bund und Ländern sowie mit externen Partnern aus Wirtschaft, For-
schung und Anwaltschaft wird gefördert. Zudem sollen die KI-Kom-
petenzen sämtlicher Justizangehörigen aktiv gestärkt werden, um die 
Potenziale von KI bestmöglich zu nutzen.

Die gemeinsame Erklärung bildet die Grundlage für die künftige KI-Stra-
tegie der Justiz in Deutschland, die im April 2025 durch den E-Justice-Rat 
verabschiedet wurde. Diese Strategie ist als dynamischer Prozess ange-
legt, der im ständigen Dialog mit internen und externen Stakeholdern 
weiterentwickelt wird.

Gemeinsame Erklärung zum 
Einsatz von KI in der Justiz
Im Juni 2025 haben die Justizministerinnen und Justizminister des Bun-
des und der Länder eine gemeinsame Erklärung zum Einsatz von Künst-
licher Intelligenz (KI) in der Justiz  veröffentlicht. Ziel ist es, den Einsatz 
von KI-Systemen verantwortungsvoll zu gestalten und dabei die Grund-
prinzipien des Rechtsstaats zu wahren.

Zentrale Leitlinien der Erklärung:
•	 Menschenzentrierte und vertrauenswürdige KI: Die Justiz strebt 

den Einsatz von KI-Systemen an, die wiederkehrende Aufgaben auto-
matisieren, die Aktenbearbeitung erleichtern und die Kommunikation 
verbessern. Dabei soll der Zugang zum Recht für Bürgerinnen und 
Bürger, Unternehmen und Organisationen vereinfacht und moderni-
siert werden.
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https://justiz.de/laender-bund-europa/bund_laender/Gemeinsame-Erklaerung-zum-Einsatz-KI/Gemeinsame-Erklaerung-zum-Einsatz-von-KI.pdf
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Data Agenda Podcast Folge 74:  
Einblicke und Ausblicke: 
So arbeitet das Bundesministerium für Digitales 
und Staatsmodernisierung
Im Podcast mit Thomas Jarzombek, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesministerium für Digitales und Staatsmodernisierung geht 
es um die Agenda und Struktur des neuen Ministeriums, den Umgang 
mit der KI-Verordnung und die Einsatzbereiche von künstlicher 
Intelligenz in der Verwaltung. Weitere Themen sind die Marktaufsicht 
sowie im Bereich Datenschutz die Frage nach dem Einsatz sozialer 
Medien durch den Staat und die Datenschutzaufsicht. Ein besonderer 
Schwerpunkt ist die Einführung der EU-Wallet und die Möglichkeiten 
der Digitalwirtschaft bei der Einführung der neuen digitalen Börsen.
Zum Podcast bitte hier  klicken.

Weitere Folgen unter DataAgenda.de/podcast 

Folge #74
So arbeitet das Bundes­
ministerium für Digitales und 
Staatsmodernisierung

Der Experten-Talk  mit 
Prof. Dr. Schwartmann

Thomas Jarzombek
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Folge #74
So arbeitet das Bundes­
ministerium für Digitales und 
Staatsmodernisierung

Der Experten-Talk  mit 
Prof. Dr. Schwartmann

Thomas Jarzombek

(F
ot

o:
 T

H
 K

öl
n/

Sc
hm

ül
ge

n)

(F
ot

o:
 T

ob
ia

s 
Ko

ch

https://dataagenda.de/folge-74-bundesministerium-fuer-digitales-und-staatsmodernisierung/
https://dataagenda.de/folge-74-bundesministerium-fuer-digitales-und-staatsmodernisierung/
https://dataagenda.de/podcast
https://dataagenda.de/podcast/
https://dataagenda.de/podcast/
https://dataagenda.de/folge-74-bundesministerium-fuer-digitales-und-staatsmodernisierung/
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Newsletter 
Möchten Sie bei Erscheinen der aktuellen Datenschutz Newsbox 
informiert werden und so keine Ausgabe mehr verpassen? 
Dann tragen Sie sich unverbindlich und kostenlos ein unter: 
www.datakontext.com/newsletter
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Handbuch Beschäftigtendatenschutz 
Aktuelle Rechtsfragen und Umsetzungshilfen 
Prof. Peter Gola, Prof. Dr. Gregor Thüsing 
9. komplett neu bearbeitete Auflage 2025 
ISBN 978-3-89577-888-9 
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